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In dieser von der Fachabteilung Birgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des
Europdischen Parlaments auf Ersuchen des JURI-Ausschusses in Auftrag gegebenen Studie
werden die Auswirkungen des Brexit auf das Profil der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen
analysiert. Es wird der bestehende Rechtsrahmen untersucht, um die Rechtsbereiche zu ermitteln,
in denen in den Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich eine Liicke
besteht. Es werden die Folgen des Nichtbeitritts des Vereinigten Konigreichs zum Lugano-
Ubereinkommen von 2007 bewertet. SchlieBlich wird empfohlen, dass der Abschluss neuer
Vertrage zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich in den Bereichen angestrebt werden
sollte, in denen eine Regelungsliicke besteht, und zwar insbesondere im Bereich der
Menschenrechte.

Hintergrund

Am 23. Juni 2016 stimmten die Briten in einem Referendum dariiber ab, ob das Vereinigte Konigreich in der
Europaischen Union bleiben sollte. Mit knapper Mehrheit (51,9 % bis 48,1 %) entschieden sich die Briten fir
den Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der Europdischen Union und der Europaischen
Atomgemeinschaft. Dies [0ste das Verfahren nach Artikel 50 Absatz 2 des Vertrags liber die Europdische Union
(AEUV) aus, das dazu fihrte, dass die britische Regierung dem Europaischen Rat ihre Absicht mitteilte. Eine
lange Phase der Verhandlungen fiihrte zum Abschluss des Austrittsabkommens, das am 1. Februar 2020 in Kraft
trat. Seit diesem Tag ist das Vereinigte Kdnigreich kein Mitgliedstaat der Europadischen Union mehr.

Das Austrittsabkommen sah einen Ubergangszeitraum bis zum 31. Dezember 2020 vor, um die Folgen des
Austritts aus der Gemeinschaft abzufedern, wobei die Mdglichkeit bestand, Vereinbarungen fir die kiinftigen
Beziehungen auszuhandeln. So hat das Vereinigte Konigreich fiir die Dauer dieses Zeitraums das europdische
Recht fur anwendbar erklart, in der Regel mit den gleichen Rechtswirkungen wie die Mitgliedstaaten. Mit
Wirkung vom 1. Januar 2021 wurde das Vereinigte Konigreich in jeder Hinsicht zu einem Drittstaat.

Seit dem 1. Januar 2021 gelten daher die zahlreichen europaischen Verordnungen, die in Bezug auf einzelne
Bereiche des Zivilrechts im weiteren Sinne (einschlieBlich Zivil- und Handelssachen im engeren Sinne,
Insolvenzverfahren, Ehescheidung und Trennung ohne Auflésung des Ehebandes sowie Unterhaltspflichten)
sowie in Bezug auf Instrumente der Zusammenarbeit zwischen den Gerichten erlassen wurden, in den
Beziehungen zwischen der Europdischen Union und dem Vereinigten Konigreich nicht mehr.

! Volltext der Studie in englischer Sprache:
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/743340/IPOL STU(2023)743340 EN.pdf

[ [=]

Fachabteilung Burgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten
Generaldirektion Interne Politikbereiche
PE 743.340 — Mai 2023



https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/743340/IPOL_STU(2023)743340_EN.pdf

Zusammenfassung — Gewahrleistung einer effizienten Zusammenarbeit mit dem Vereinigten Kénigreich in Zivilsachen

Ein erster Teil der Studie ist daher der Analyse von Fragen gewidmet, die urspriinglich durch europaische
Verordnungen geregelt wurden und in denen heute aufgrund des Brexits ein Regelungsvakuum besteht.

Ziel

Mit dieser Studie sollen die Folgen des Brexit aus der Perspektive der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen
analysiert und insbesondere die Bereiche ermittelt werden, die am starksten vom Austritt des Vereinigten
Konigreichs betroffen sind. Zu diesem Zweck wird sie die fiir das Vereinigte Konigreich als Mitgliedstaat
geltenden Rechtsvorschriften und die nach seinem Austritt aus der Europdischen Union geltenden
Rechtsvorschriften analysieren und vergleichen.

Die Studie ist in sieben Kapitel unterteilt.

Im ersten Kapitel werden die Auswirkungen des Austrittsabkommens im Bereich der justiziellen
Zusammenarbeit in Zivilsachen skizziert, wobei insbesondere auf die verbleibende Anwendbarkeit der
einzelnen europdischen Verordnungen im Verhadltnis zum Vereinigten Konigreich in der sogenannten
Ubergangszeit, d. h. vom Inkrafttreten des Austrittsabkommens bis zum 31. Dezember 2020, eingegangen
wird. Es werden auch die Griinde erldutert, warum ein Wiederaufleben des Briisseler Ubereinkommens von
1968 nicht denkbar ist.

AnschlieBend wird das aus den Haager Ubereinkommen bestehende Regelungswerk (Ubereinkommen zur
Befreiung auslandischer éffentlicher Urkunden von der Legalisation von 1961, Ubereinkommen (iber die
Zustellung gerichtlicher und auf3ergerichtlicher Schriftstlicke im Ausland in Zivil- und Handelssachen von 1965,
Ubereinkommen (ber die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- oder Handelssachen von 1970,
Ubereinkommen tiber die Anerkennung von Ehescheidungen und die Trennung von Tisch und Bett von 1970,
Ubereinkommen (iber die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentfiihrung von 1980, Haager
Kinderschutziibereinkommen von 1996, Gerichtsstandsiibereinkommen von 2005, Ubereinkommen (iber die
internationale Geltendmachung der Unterhaltsanspriiche von Kindern und anderen Familienangehoérigen von
2007) daraufhin untersucht, welche dieser Ubereinkommen und in welchem Umfang sie noch auf die
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Kénigreich Anwendung finden.

Das dritte Kapitel befasst sich mit dem Inhalt der sogenannten EU-Reitaned Laws, d. h. der britischen
Vorschriften, mit denen Teile der EU-Gesetzgebung in das Rechtssystem des Landes umgesetzt werden. Die
weitere Anwendbarkeit der Verordnungen Rom | und Rom Il und ihre Auswirkungen auf die Beziehungen zur
EU sind Gegenstand der Analyse, ebenso wie umgekehrt die Nichtanwendbarkeit der europdischen
vereinfachten Verfahren und der Ausschluss vom Europdischen Justiziellen Netz.

Im vierten Kapitel wird sich speziell mit einer Analyse der wichtigsten Liicken befasst, die durch den Brexit
insbesondere in folgenden Bereichen entstanden sind: Trennung und Scheidung, Unterhaltspflichten,
Erbsachen, Zustellungen, Beweisaufnahme, 6ffentliche Urkunden, Zugang zur Justiz, Mediation und Insolvenz.

Besondere Aufmerksamkeit wird in Kapitel 5 den Auswirkungen des Nichtbeitritts des Vereinigten Konigreichs
zum Lugano-Ubereinkommen von 2007 gewidmet.

Bekanntlich hat die Europdische Kommission am 28. Juni 2021 dem Schweizerischen Bundesrat als Verwahrer
des Lugano-Ubereinkommens eine Verbalnote vorgelegt, in der sie ihre Zustimmung zum Beitrittsantrag des
Vereinigten Konigreichs verweigerte.

Der Beitritt des Vereinigten Kénigreichs zu dem genannten Lugano-Ubereinkommen hitte zur Folge gehabt,
dass die Verordnung Nr. 44/2001 Uber die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (sogenannte Briissel-I-Verordnung) auch fiir das Vereinigte
Konigreich gelten wiirde. Dieser Beitritt hatte eine erneute Beteiligung des Vereinigten Konigreichs am
europdischen Rechtsraum zur Folge gehabt, wenn auch ohne die automatische Anerkennung gerichtlicher
Entscheidungen, die erst mit der nachfolgenden Verordnung Nr. 1215/2012 (sogenannte Briissel-la-
Verordnung) eingeflihrt wurde.



IPOL | Fachabteilung Biirgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten

Die Auswirkungen des Ausschlusses des Vereinigten Konigreichs aus dem europaischen Rechtssystem auf den
Markt fir Rechtsdienstleistungen werden ebenfalls analysiert. In der Tat entstehen spezialisierte
Handelsgerichte mit Sitz in mehreren EU-Landern, die sich als alternative Gerichtsstandorte zu den Londoner
Gerichten bewerben.

Ein solcher Wettbewerb wiirde dadurch gefordert, dass gerichtliche Entscheidungen von EU-Gerichten im
europaischen Rechtsraum leichter verbreitet werden als gerichtliche Entscheidungen von britischen Gerichten.

In der Studie wird auf den tatsachlichen Erfolgsaussichten solcher Initiativen eingegangen und die Moglichkeit
aufgezeigt, kiinftig auf EU-Ebene ein einziges, auf Handelssachen spezialisiertes Gericht einzurichten, was die
anhaltende Attraktivitat der Londoner Gerichte wirksamer untergraben kdnnte.

AnschlieBend geht es in der Studie um gangbare AbhilfemaBnahmen, um die Auswirkungen des Brexits im
Bereich des Rechtsschutzes, insbesondere in Bezug auf Einzelpersonen, Familien und kleine mittlere
Unternehmen (KMU),voraussichtlich zu verringern.

Insbesondere wird ein moglicher Weg skizziert, auf dessen Grundlage in folgenden Bereichen vereinbarte
Regelungen eingefiihrt werden konnen: Scheidung und Trennung, Gewahrleistungspflichten, geringfiigige
Forderungen und grenziiberschreitende Insolvenzen.

Besondere Aufmerksamekeit gilt schlieBlich dem Phanomen der strategischen Klagen gegen die Beteiligung der
Offentlichkeit (SLAPP-Klagen), das Gegenstand eines Vorschlags der Europdischen Kommission fiir eine
Richtlinie ist, in dem geschlossen wird, dass Vereinbarungen, an denen auch das Vereinigte Kdnigreich beteiligt
ist, wiinschenswert sind, um einen umfassenderen Schutz der Presse- und Meinungsfreiheit zu gewahrleisten
und die Phanomene des ,Forum Shopping” und der mdglichen Umgehung von Entscheidungen in diesem
Bereich zu begrenzen.

Zusammenfassend wird in der Studie pragmatisch vorgeschlagen, dass die Parteien Verhandlungen (iber
spezifische und begrenzte Fragen von besonderer sozialer Bedeutung als ersten Schritt zum Wiederaufbau
eines Systems der internationalen Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Vereinigten Konigreich
aufnehmen.

Gleichzeitig wird in der Studie darauf hingewiesen, dass es Bereiche gibt, in denen derzeit ein wirtschaftlicher
Wettbewerb im Bereich der Rechtsdienstleistungen stattfindet.



Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und
entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europaischen Parlaments. Nachdruck und Ubersetzung — auBer zu kommerziellen Zwecken
- mit Quellenangabe sind gestattet, sofern das Europaische Parlament vorab unterrichtet und ihm ein Exemplar Gbermittelt wird. ©
Europaische Union, 2023.

Externe Verfasser: Professor Lotario Benedetto DITTRICH, Universitat Triest (Italien)
Verwaltungsrat (Forschung):  Giorgio MUSSA
Editionsassistenz: Ewelina MIAZGA

Kontakt: poldep-citizens@europarl.europa.eu

Dieses Dokument ist im Internet unter folgender Adresse abrufbar: https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses/sa-
highlights

PE 743.340
IP/C/JURI/2022-064

Druckfassung ISBN 978-92-848-0598-3 | doi: 10.2861/52686 | QA-07-23-201-DE-C
PDF ISBN 978-92-848-0597-6 | doi: 10.2861/408077 | QA-07-23-201-DE-N


mailto:poldep-citizens@europarl.europa.eu
https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses/sa-highlights
https://www.europarl.europa.eu/committees/de/supporting-analyses/sa-highlights

	Gewährleistung einer effizienten Zusammenarbeit mit dem Vereinigten Königreich in Zivilsachen 0F
	KURZE ZUSAMMENFASSUNG
	In dieser von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des JURI-Ausschusses in Auftrag gegebenen Studie werden die Auswirkungen des Brexit auf das Profil der justiziellen Zusammenarbe...
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung – außer zu kommerziellen Zwecken...
	Externe Verfasser:   Professor Lotario Benedetto DITTRICH,  Universität Triest (Italien)
	Verwaltungsrat (Forschung):  Giorgio MUSSA
	Editionsassistenz:   Ewelina MIAZGA

